
soll, die Gewährleistung der demokratischen Rechte und 
die Zulassung demokratischer Parteien und Organi­
sationen sowie das Verbot faschistischer und mili­
taristischer Organisationen in Deutschland.

Der Vorschlag der Regierung der DDR über die Vor­
bereitung und den Abschluß eines Friedensvertrages mit 
Deutschland fördert die Wiedervereinigung auch aus 
dem Grunde, weil er die Lösung der deutschen Frage 
von ihrer internationalen Seite her angreift, nämlich 
von der Seite des Friedensvertrages mit Deutschland. 
Während die Wiedervereinigung Deutschlands auf 
Grund des Selbstbestimmungsrechts ausschließlich eine 
Angelegenheit der beiden deutschen Staaten ist, in die 
sich die Vier Mächte nicht einmischen können, ohne das 
Selbstbestimmungsrecht des deutschen Volkes zu ver­
letzen, tragen die Vier Mächte für den Abschluß eines 
Friedensvertrages, der ein Teilproblem der deutschen 
Frage ist, zusammen mit den beiden deutschen Staaten 
die Hauptverantwortung27. Durch die Vorbereitung und 
den Abschluß des Friedensvertrages mit Deutschland 
haben die Vier Mächte die Möglichkeit, ihren Beitrag 
zur Lösung der deutschen Frage zu leisten. Dazu haben 
sie als ehemals kriegführende Staaten das Recht, aber 
auch die Pflicht. Darum ist eine Änderung der Deutsch­
landpolitik der drei Westmächte notwendig. Wenn die 
internationale Seite der deutschen Frage, der Friedens­
vertrag, vorankommt, so wird gleichzeitig die nationale 
Seite der deutschen Frage, die Wiedervereinigung, vor­
ankommen.

27 vgl. Voss, Viermächteverantwortung — wofür?, Deutsche 
Außenpolitik 1958, Heft 10, S. 988 ff.

Der Vorschlag der Regierung der DDR auf Abschluß 
eines Friedensvertrages mit Deutschland fördert schließ­
lich auch deshalb die Wiedervereinigung, weil die Frage 
des Friedensvertrages ein Teil der deutschen Frage ist 
und mit der Inangriffnahme eines Teils auch die ganze 
Deutschlandfrage, deren Hauptinhalt die Sicherung des 
Friedens und deren Endziel die Wiedervereinigung 
Deutschlands zu einem friedliebenden, demokratischen 
Staat ist, in Angriff genommen wird. Das kommt darin 
zum Ausdruck, daß die vorgeschlagene Gesamtdeutsche 
Kommission, die einen gemeinsamen deutschen Stand­
punkt zum Friedensvertrag ausarbeiten soll, zugleich 
die Möglichkeit haben soll, die innerdeutsche An­
gelegenheit zu erörtern. Hier zeigt sich der Übergang 
von dem Friedensvertrag zur Konföderation. Im End­
effekt bedeutet der Zusammentritt der vorgeschlagenen 
Gesamtdeutschen Kommission und die Zusammenarbeit 
bei der Ausarbeitung des Friedensvertrages praktisch 
schon die Bildung der Konföderation28.

Der Friedensvertrag mit Deutschland fördert somit 
die deutsche Wiedervereinigung, weil er der Entspan­
nung dient, weil er die internationale Seite der deut­
schen Frage angreift und weil in der vorgeschlagenen 
Gesamtdeutschen Kommission die Entwicklung zur Kon­
föderation liegt. Die Ausarbeitung des Friedensvertrages 
ist somit der Hauptansatzpunkt für die Lösung der 
deutschen Frage, für die Wiedervereinigung Deutsch­
lands zu einem friedliebenden, demokratischen Staat, 
für die Konföderation.

28 w. Ulbricht, a. a. O., Neues Deutschland vom 21. Oktober 
1958.

Der Kampf der Kommunistischen Partei Deutschlands 
gegen die imperialistische Strafrechtsreform in der Weimarer Republik
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*
Die Gründung der Kommunistischen Partei Deutsch­

lands am 30. Dezember 1918 war „ein Wendepunkt in 
der Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung“1. Ihre 
historische Bedeutung besteht darin, daß in der Ar­
beiterklasse der völlige Bruch mit dem Opportunismus 
vollzogen und damit der Grundstein für die marxi­
stisch-leninistische Kampfpartei des deutschen Prole­
tariats gelegt wurde2.

In den Jahren der Weimarer Republik und des Fa­
schismus war die KPD die Führerin im revolutionären 
Kampf der deutschen Arbeiterklasse gegen Ausbeu­
tung, Unterdrückung und Terror. Ein Teil dieses poli­
tischen Kampfes in der Weimarer Republik war der 
Kampf der KPD gegen die Bestrebungen des deutschen 
Imperialismus, das Strafrecht in ein noch wirksameres 
Instrument des politischen Terrors zur Unterdrückung 
und Knechtung der Arbeiterklasse zu verwandeln.

Die schnelle Entwicklung des deutschen Imperialis­
mus hatte, die inneren Widersprüche im Lande ver­
schärft. Die „liberalen“ Methoden der Bestrafung, die 
„bestimmte Gesetzgebung“ und die „Bindung des Rich­
ters an das Gesetz“ reichten den imperialistischen 
Kräften nicht mehr aus, um ihre Klassenherrschaft zu 
sichern. Deshalb erhoben sich Stimmen für eine „Re­
form des Strafrechts“, die nichts anderes als eine Be­
seitigung der im Strafgesetzbuch von 1871 verankerten 
bürgerlichen Grundsätze bedeutete. Die Imperialisten 
wollten ihre Klassenherrschaft festigen und jede anti­
imperialistische Tätigkeit der Arbeiterklasse aus­
schalten.

Bereits vor dem ersten Weltkrieg waren Vorarbeiten 
für eine „Reform des Strafrechts“ geleistet worden, die 
nach verschiedenen Entwürfen und Gegenentwürfen 
schließlich Ende 1924 zu einem ersten „Amtlichen Ent-

1 Walter Ulbricht, Begründung der Thesen über die No­
vemberrevolution 1918, Einheit 1958, Heit 10, S. 1404 ff. (1426).

2 vgl. Thesen des Zentralkomitees der SED zum 40. Jahres­
tag der Novemberrevolution, Einheit 1958, Heft 10, S. 1377 ff. 
(1392).

wurf eines Allgemeinen Deutschen Strafgesetzbuchs“ 
führten, aus dem die Entwürfe von 1927 und 1930 her­
vorgingen.

Mit der Zuleitung der Reichsratsvorlage des Entwurfs 
an den Reichstag im Jahre 1927 begann die unmittel­
bare Auseinandersetzung über dieses reaktionäre 
Machwerk der imperialistischen Gewaltherrschaft durch 
die Vertreter der KPD im Plenum und in der Straf­
rechtskommission des Reichstags. Die Abgeordneten der 
KPD legten den imperialistischen Charakter der an­
gestrebten Strafrechtsreform durch Stellungnahme zu 
den einzelnen Bestimmungen der Entwürfe von 1927 
und 1930 dar und traten gleichzeitig für eine Straf­
gesetzgebung im Interesse des werktätigen Volkes ein.

Der bürgerliche Abgeordnete Prof. Dr. K a h l ,  der 
Vorsitzender des Strafrechtsausschusses des Reichstags 
war, charakterisierte bei der Beratung des Entwurfs- 
des Allgemeinen Deutschen StGB in der Plenarsitzung 
des Reichstags am 21. Juni 1927 selbst den reaktionären 
Inhalt des angestrebten StGB, indem er ausführte, „daß 
der Begriff der .ehrlosen Gesinnung* und der ,Maßstab 
des sittlichen Werturteils* niemals im Strafrecht ent­
behrt werden kann“3. Er brachte damit das Streben des 
Seutschen Imperialismus nach Umwandlung des ge­
samten Strafrechts in ein Willkür- und Terrorinstru­
ment deutlich zum Ausdruck.

Der damalige Reichsjustizminister H e r g t hatte sich 
bei der ersten Beratung des Entwurfs im Plenum des 
Reichstags dagegen gewehrt, daß in Zeitungen der Ar­
beiterklasse verschiedene Artikel unter der Überschrift 
„Ein Strafgesetz gegen-das Proletariat“ gebracht wur­
den. Der Minister wies mit Emphase darauf hin: „Dieser 
Strafrechtsentwurf kennt keinen Begriff des Prole­
tariers“4 *.

3 Zeitschrift für -die gesamte Strafrechtswissenschaft 1928 S. 256.
4 Verhandlungen des Reichstags (Stenographische Berichte),

3. Wahlperiode, Bd. 393, Berlin 1927, S. 10939.
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